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Bundesministerium fUr Landes-
verteidigung 
Sektion I 
BAG 3 
Dampfschiffstraße 2 
1030 WIEN 

DatuITI : _ 2. FEB.1989 

! Verte lt /~ i~ 15 ~J" .. _ 
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Unser Zeichen - bitte anführen 
403-9/88 

Ihr Zeichen Wien, 
GZ 10 044/96-1.14/88 

01. Februar 1989 

s'etreff: Entw./Novelle zum Heeres­
disziplinargesetz 1985 

Stellungnahme 

Zu dem vom BMLV im ~ege des GÖD Ubermittelten Entwurf des im 

Betreff genannten Bundesgesetzes wird in offener Frist im Weqe 

des allgemeinen Begutachtungsverfahren wie folgt Stellunq be-

zogen: 
1. Die Verjährungsfrist gemäß § 3 Abs. 1 Zi. 1 HOG ist von einem 

Jahr auf sechs Monate zu reduzieren. 

2. Die Verjährungsfrist gemäß § 3 Abs. 1 Zi. 2 leg.cit ist vom 

drei Jahren auf ein Jahr zu reduzieren. 

3. Die.Tilgungsfrist von Disziplinarstrafen (§ 8 Abs. 2leq.cit.) 

ist zeitlich differenziert festzulegen und zwar der Verweis 

nach sechs Monaten, die Geldbuße nach einem Jahr und die 

Geldstrafe - sowie wie ~etzt - nach drei Jahren. 

4. Beim Katalog der Oisziplinarbehörden (§ 12 HOG) ist der Ein­

heitskomrnandant zu streichen, sodaß im Kommandantenverfahren 

immer der Disziplinarvorgesetzte Oisziplinarbehörde 1. Instanz 

ist. Dadurch soll erreicht werden 

a) die Befreiung der Kompanie vom Vollzug des HOG, 

b) die Trennung von "Ankläger" und "Richter", 

c) die Übertragung des Vollzuges des HDG auf Ebenen, die vom 

Alter und von der Ausbildung her dafUr besser geeignet sind. 
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5. Der Rechtsanwalt ist auch im Kommandantenverfahren als Ver­

teidiger zuzulassen (§ 29 HDG). 

6. Die Bestimmungen über die Dienstenthebung (§ 40 HDG) sind 

in Verbindung mit anderen wehrrechtlichen Vorschriften so 

zu adaptieren, daß sie auch auf den GWD anwendbar sind. 

7. Die Disziplinarstrafe der Disziplinarhaft wird abgelehnt; 

auf eine mögliche Verletzung des Gleichheitssatzes bei der 

Disziplinarstrafe des Ausgangsverbotes (Geldstrafe) wird 

hingewiesen. 

8. Wird im Kommandantenverfahren gegen eine mündlich erlassene 

Disziplinarverfügung bzw. Disziplinarerkenntnis ein Rechts­

mittel ergriffen, so ist diese Disziplinarverfügung bzw. 

Disziplinarerkenntnis schriftlich zu erlassen(§§ 60 und 

61 HDG). 

9. Mit den Einsatzbestimmungen (§ 80 HDG) wäre für die Be­

sonderheiten des Einsatzes jedoch nicht für Übungen im 

Frieden vorzusorgen. 

10. Für den Fall eines Freispruches im Disziplinarverfahren ist 

die Kostenfrage analog zu Strafprozeßordnung 1975 zu regeln 

(siehe § 393a StPO). 

11. Das Bundes-Personalvertretungsgesetz ist so zu novellieren, 

daß die beabsichtigte Einleitung des Disziplinarverfahrens 

im Kommandantenverfahren sowie dessen Ausgang dem Dienst­

stellenausschuß mitgeteilt wird. 

Es wird beantragt, diese Änderungsvorschläge in der Novelle zum 

HDG zu berücksichtigen. 

Gleichzeitig wird auf das Schreiben des ZA/BMLV vom 09.01.1989, 

Zl. 10.345/48-9/88, an den Herrn Bundesminister, in welchem 

schon vor dem Begutachtungsverfahren gleichlautend Stellung be­

zogen wurde (Beilage 1) hingewiesen. 

Nach wie vor ist-auch die im Schreiben der Gewerkschaft Öffentlicher 
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Dienst, Bundessektion Landesverteidigung vom 03.11.1988, Zahl 

403-2/88 an den Herrn Bundesminister gerichtete Stellungnahme 

(Beilage 2) als aufrecht anzusehen. 

Dem Präsidium des Nationalrates wurden 25 Abschriften der vor­

liegenden Stellungnahme übermittelt. 

f . 

pr" .' . I "~. 4,r~r .:,'., Pir'~.\t 

Beilage - 2 -

Verteiler: 

BM Dr. LICHAL, m.d.E.u.K. 

Präsidium GÖD, m.d.E.u.K. 

j • ~i"'n I -:::~!.~ . ..,; ~'''i~iT!:1a 

MinR Dr. WEIHS, Chef KBM, m.d.E.u.K 

Kmsr Dr. SPINDELEGGER, Sekr BM, m.d.B.u.K. 
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BUNDESMINISTERIUM FOR 
LANDESVERTEl DIGUNG 

ZENTRALAUSSCHUSS 

\010 WIEN. FRANI JOSEFS· KAI 7·9 

ZA Zl. 10.345/48-9/88 

Herrn 
Dr Robert LICHAL 
Bundesminister für Landesver­
teidigung 

DampfschiffstraBe 2 
1030 WIEN 

Wien, am 09.01;1989 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Der ZentralausschuB beim Bundesministerium für Landesverteidigung 
hat in seiner Sitzung am 13. und 14. Dezember 1988 beschlossen, 
dem von der Bundessektion Landesverteidigung der Gewerkschaft 
öffentlicher Dienst erarbeiteten Forderungskatalog betreffend 
die bevorstehende Novellierung des HDG, zuzustimmen. 

Es wird ersucht, die vorliegenden Änderungsvorschläge aufzugrei­
fen und bereits im Ressortentwurf zu berücksichtigen. 

1 Beilage 

Für de n ausschuß: 

j. 

(SCHLEIFEt, Bgdr) 
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Zentralausschuß der 
Personal vertretung 
beim BMLV 
Unterausschuß für 
HDG-Angelegenheiten 

Bundesminisk rium 
für Landesverleidlgung 

'll PE:RSONALVERTIIEWNG 
• lENtftAJ.AUSSCHUSS • 

Emq, 1 3, lJt ,-. 1 ... 1,)6 
ZL __ fll:'_Q+K -

Novellierung des HDG 1985; 
Forderungskatalog 

Zentralausschuß 

Blq, 

WIEN, 12. Dezember 1988 

Der Unterausschuß für HDG-Angelegenheiten legt mit einstimmigem Be­

schluß den folgenden Forderungskatalog die Novellierung des HDG 85 

betreffend zur Beschlußfassung durch den Zentralausschuß vor: 

1. Die Verjährungsfrist gemäi § 3 Abs.1 zi.1 HDG wäre Von einem 

Jahr auf sechs Monate zu reduzieren. 

2. Die Verjährungsfrist gemäß § 3 Abs.l zi.2 leg.cit. wäre von 

drei Jahren,auf 1 Jahr zu reduzieren. 
~.! 

3. Die Tilgungsfrist von Disziplinarstrafen (§ 8 Abs.2 leg.cit.) 

wäre zeitlich differenziert festzulegen und zwar der Verweis 

nach sechs Monaten, die Geldbuße nach einem Jahr und die geld­

strafe - so wie jetzt - nach drei Jahren. 

4. Bei~ Katal09'd~r Disziplinarbehörden (§ 12 HDG) wäre der Ein­

he~tsk'c)ihi'ilahdant zu streichen, sodaß im Kommandantenverfahren 

immer der Disziplinarvorgesetzte Diszipl~arbehörde 1. Instanz 

ist. Dadurch soll erreicht werden 

a) die Befreiung der Kompanie vom Vollzug des HDG, 

b) die Trennung von "Ankläger" und "Richter", 

c) die Ubertragung des Vollzuges des HDG auf Ebenen, die vom 

Alter und von der Ausbildung her dafür besser geeignet·sind. 

5. Der Rechtsanwalt wäre auch im Kommandantenverfahren als Ver­

teidiger zuzulassen (§ 29 HDG). 
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6. Die Bestimmungen über die Dienstenthebung (§ 40 HOG) wären in 

Verbindung mit anderen wehrrecht lichen Vorschriften so zu 

adaptieren, daß sie auch auf den GWO anwendbar sind. 

7. Die Cisziplinarstrafe der Oisziplinarhaft wäre abzulehnen; auf 

eine mögliche Verletzung des Gleichheitssatzes bei der ois­

ziplinarstrafe des Ausgangsverbotes (Geldstrafe) wäre hinzu­

w'isen. 

8. Wird im Kommandantenverfahren gegen €1ne mündlich erlassene Ois­

ziplinarverfgügung bzw. Disziplinarerkenntnis ein Rechtsmittel 

ergriffen, so wäre diese Oisziplinarverfügung bzw. Disziplinar­

erkenntnis schriftlich zu erlassen (§§ 60 und 61 HDG). 

9. Mit;: den Einsatzbestimmungen (§ 80 HDG) wäre für die Besonder­

heiten des Einsatzes jedoch nicht für Übungen im Frieden vorzu­

sorgen. 

10. Für den Fall eines Freispruches im Disziplinarverfahren wäre die 

Kostenfrage analog zur Strafprozeßordnung 1975 zu regeln (siehe 

§ 393a stPO). 

11. Das Bundes-Personalvertretungsgesetz wäre so zu novellieren, daß 

die beabsichtigte Einleitung des Disziplinarverfahrens im 

Kommandantenverfahren sowie dessen Ausgang dem Dienststellenaus­

schuß mitgeteilt wird. 

Der torSitZende: 

40,((. 
(MAIS, R) 

ZA Sitzg. lA-Obm. 1. Stv 2. ~tv I Scl;rlltf. KzL St 
J . 

I 
Abjage I ; 

r 
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Osferreichischer 
GEWERKSCHAFT ÖFFENlUCHER DIENST 
Bundessektion Landesverteidigung . 
1010 Wien, Franz Josefs Kai 7-9, Telefon 5127464 

HVIlln 

Bunde.6mbLi6tVl 
VA. RobVlt LICHAL 

Vamp 6.6 cJu6 6.6Uaße 2 
1030 WIEN 

I 

Unser Zeichen - bitte anführen 403-2/88 Ihr Zeichen Wien, 03. NovembVl 1988 

SelvL geelvLtVl HVIll Bunde.6müuJ.,;tVl! 

Vie Bunde.6.6eWon Lande.6vVltUdigung dVl GWVlIMc.1ut6t Ö66eM-Uc.hVl Vien,t,t 

J.m (}GB nimmt mit ~Unrn.igem Be.6c.htuß vom he!.LÜgen Tage ZU dem eJl,6t am 

11. OktobVl 1988 ungei.a.ngten Re.6.60MmWM6 dVl Novelle zum HeVle.6d.t.6zipUnM-:­

ge.6etz 1985, BGBl.NA. 294, wie 60igt Stellung: 

1. GAun~dtzUc.he E~agungen: 

1.1 VVl Bunde.6m.in.i.6tVl 6U!t Lande.6vVltUdigung ha:t mit sc.Muben vom 

11. FebAUM 1988 dem VoMitzenden dVl Bunde.6.6eWon Lande.6vVltUdigung 

mUget~, daß Vl die ZU.6tancf!..ge SeWon 11 awwen weAde, ent­

.6pAec.hende VoMc.hlage mit ~Vl Bunde.6.6eWon Lande.6vVltUdigung zu 

v Vlhandelnj die.6e VVlhandlungen haben nie .6ta.ttge6unden. 

1.2 VieBunde.6.6eWon Lande.6vVltUdigung wwt Behauptungen, wona.c.h die 

GWVlIMc.ha6t dem Re.6.60Men:lWM6 zuge.6tJ.mmt habe, a:l.6 uwalvL ZMuc.k. 

1.3 Vie Bunde.6.6eWon Lande.6vVltUdigung 60AdVlt den Bunde.6m.in.i.6tVl 6U!t 
Lande.6vVltUdigu~g na.c.hdltuc.kUc.h au6, dem MMc.hen vom Tota:lv~ugVlVl, 
dem man andeM nic.ht bukommen konne, kUnen Glauben melvL zu .6c.henken 

und die V-UzipUnM.6tM~e dVl V-UzipUnMha6t .6060M aU.6 dem Re.6.6oAt­

en:lWM6 e.UminiVleJ1 W.6en zu woUe.ft. Vem Tota:lv~e.{gVlVl 1Jwnde 

gemaß § 62 Ab1J. 1 HVG auc.h weUVlh.th' die dltUtagige BVlu6ung1J6wt 

ZM VVl6ugung - dltu lange Tage ZM UntVlgAabung dVl V.i.6zipUn 1JUnVl 

OVA: 0046655 
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Kam vr.aden, ohne daß auc.h wUtvr.hin une ge-6e.tzUc.he Handhabe be-6tU.nde, 

ihn wo..hJtend die-6e-6 ZeJ.Vr.aume-6 zu veJlWahJten! Vie voftzeLti.ge En.t.f.ct6.6ung 

wb..Jte auc.h nac.h dvr. HVG-NoveU.e dvr. (m~c.hen) WwheJ.t ie:tztvr. 

sc.hluß ••••• 

2. Stellungnahme im unz einen 

2.1 Olx.vohi dvr. heutige LUtvr. dvr. Gftuppe Vi.6zipUnaJt- und Be-6c.hwvr.dwe-6en, 

Mini.6tvUal. Vft. SCHWABL, al.6 ehema.Uge-6 Mitglied de-6 HVG-Un-tvr.alL6.6c.hu.6.6e-6 

de-6 Zen-tJta.ia.lL6llc.hU.6.6e-6 beim BMLV mit den Foftdvr.ungen von PeMPna.ivvr.­

tJte.tung und Gwvr.Mc.ha6t 6lvL die-6e HVG-NoveUe be-6tenll veJttJtaUt .i.6t, 

6ehlt im voftUegenden Re-6lloJttentwUft6 

- die AnwendungllnOftm 6lvL die Zi66vr.n 4 und 5 de-6 Ablla.tze-6 1 de-6 § 7 

de-6 Allgemunen VVlWa..Uung.6vvr.6ahJtenllge-6e.tze-6 1950, BGBi. Nft. 172 

("Be6angenhill von V VlWa.itunglloftganen" ) , 

- une dem § 132 de-6 Beamten-VienlltJtec.hUge-6e.tze-6 1979, BGBi.Nft. 333, 

adb..quate NOftm, wonach die V.i.6zip,U.ltaJtkommillllion im Fa.iie-6 une-6 

im Kommandan-tenvvr.6ahJten.6 in 1. Inllta.nz gegen une Beltu6llmU.Uivr.­

peMon vvr.ho..ngten Vi.6zipUnaJteltkenn-tni.6lle-6 adelt VillzipUltaJtvelt6itgung, 

daI.J mit Rec.ht.6mittei bekamp6t wiftd, zu entllc.huden hat, ob ein· 

Kommillllionllvvr.6ahJten unzuieJ.ten .i.6t, .. 
- eine den § 9 Ab.6. 3 iit.3 de-6 Bunde-6-PeMona..tveJttJte.tungllge-6e.tze-6, 

BGBi.Nft. 133/1967, vr.go..nzende Noftm, wonac.h auc.h jede bea.bllic.htigte 

Einleitung iine-6 VillzipUnaJtvvr.6ahJtenll im Kommandan-tenvvr.6ahJten 

ge.gen eine Bvr.u6llmiUtMpeMOn dem VienlltI.JteUenalL6llc.huß .6c.hJti6tUc.h 

mitz:ut~en illt, 

- eine den § g Ab.6. 2 HVG vr.go..nzende Noftm, wonac.h FuhJtung.6bto..ttelt, 

in denen die VillzipUnaMtJta.6e. delt VeJlWaJtnung 6e-6tgehaUen wUftde, 

nac.h Abia.u6 von .6ec.h.6 Monaten ab Rec.ht.6kJta6t delt Vi.6zipUnaJtvvr.-

6ugung adelt de-6 Vill zipUna.Jteltkenn-t~.6 e-6 zu Veltnic.hten .6ind. 

2.2 Vvr. Tota..e.veJlWugvr.ungllpftobiemailk wb..Jte dwtc.h die Anwendung delt Fe-6t­

nahmebe-6t1mmung de-6· § 502 Abll. 1 dvr. StJta6pftoze(3oftdnung 1975, 

BGBi. Nft. 631, llowie dwtc.h die Eftge!ltzung de-6 § 54 de-6 WehJtge-6e.tze-6 

1978, BGBi.Nft. 150, um unen wWeJl.n geJt.i.c.htlic.h .6tJta.6baJtw Ta.tbe.6.ta.nd, 

deJt au6 die-6e.6 .6pezieUe Ta.tblid und" die JudifuLtUft de-6 EUftopwc.hen , 
GeJt.i.c.ht.6ho6e-6 ab.6teUen mußte, in Vvr.bindung mit dem Inll:tJwment deJL 

voftzUtigen Entia..6.6ung zu begegnen. E.6 .6pfto..c.he jedoc.h unem demo-
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h!lluMdlen Reclt.tud:aat ae1l JaMe1l 1988 "olm, wollie man cUe luz.dth-
poWJA dIe Z.iw dzung dVl MbtimiVlung dVl f lLultcUt6.6tJta6 en ..im Ve.IL­

waliung.6lLech.t dUILch die Au6ILech.tVl/ta.Uung dVl VizipUtta.lL6t1La6 e de.IL 

V.i.6 zip.UnaIL/la6t und AMdehnung i/mVl AtwerrdbaILke.U au6 e..inen neuen 

Pe.IL.60'H1J1MW, dVllLund 160.000 Pe.IL.6onel1 (aUe TÜ-, BTÜ- und Kü-P6Udttlgen, 

61L eJw.iU.ig Wa6 6 enub enden, Z e..it.6 oUaten .6 oW-te BVlU 6 Mn..i..tUivtp e.IL.6 onen J 

um 6 a (lt, ko ntVlka.lL.i Vl en. 

2.3 VM 1100 wM,de_,o6i~t;:,~-i.chtU,c.lldVl_BVlU6.6m-~Cvtpe.lL.6onen dUILc.ll den 

volJUegenden Re1li.o~etWtlUlL6 We..UVl vQn del1 yVlgtuc.llbaILen Be1lthnmungen 

de1l BOO 1979 e/1.t6 Vlnen und dallVl dUlLch Gte..idunac.llVJ-e..i Heue Ungte..ich­

he.U Vlzeugen. Vie1lVl Tendenz tAJ.;tt die BUl1de1l.6eWon Lande1lve.lL.te..idigung 
.' . - . " ' 

mU aUVl En.t.6ch.iede~ltut elÜgegel1. 

2.4 Nadldem dVl VVl6M.6Ung.6geJUc.I~lto6 dett Rec.l,,~atltyaLt a.l.6 Ve.lL.te-(dige.IL 

..im ~ommandantenvVl6altILen ~ ~(d1tMig 0kaHl~ ha+, .6oU dVl Redt.t6-

atWa,U mU volLUegendem ~e1l.6olt.tentwUIL6 c:lu:tdt den ve.lL.6c1lAJommet~en 060-

wie JlM c.llaIL6 en BegfLi66 dVl UnAat~ltltnUclt~n Übungen wiedVl vom 
, . -- 'e" .-

KotmllflJldantenvVl6alllten aU.6guc#tlo,Men wVldell~ {JM Fe/tlen e..in~ Legal.­

d:e4-iJtW.on .6~41i~_ ~~kann.tm~e~lU!1g.6p6Uc~ b~eliigt die Rech.t.6~idle.IL-
:~:1,"" .~ ...... ~.~ ..• '_-. ~"'.:-",-,":'7,:,:.>.~$~~..,.y"~~,,,","l"::;:·-·,~ ;~_; .. _;:::-:._\~ . ..,:...~,5 ;., ... ", -:'. . ":.'. ," •• :. -' -.' • 

llU-t, 4I1ctyvi.61l0-flt rfett E-i/1Ci'wck, daß dM ElLkennttttA cfe1l VVl6q.6.6ung.6-

9~ht6h06e,6, ~0:~~6en «!€/I-den .6oU. Vie 13u!1de.-6.6eküon ~andUveIL­
.t~9ung . ~:tiro<~t . ~~. l1eu~chen AU.6.6 c.lt1u(3 ~e.-6 RedJ.1:.6atWaLt~ ttU 
Y~tldi9e.IL JmKo",mq,~dattt:enveJL6lllllten nUlL ..im falle d~ EinAatzU gemaß 

i.f~1; fd~~tJta~g~e.-t~~, BG13-t.NIL.344/197Q, zu. 
. .' .":' '.. . .' . . ' 

. .~. ~. ~. 

2. 5 pie f3uHd~~ekü(}n ~at1d~ ve.lL.t,udigung alLgvblw,(:" ifa.(l die neue NolLm de..6 
i~~~'Une fVe,f.e~a.Uon 'd~ StlLa~be6ugttM dü V:ÜziPUMJLVolLgudzten 

an dett EinltcUt6 kommandanten elLmogUclten .6oU; zutlLe6 6 enden6aU.6 .6plL.icht 

.6ielt die Bundu.6 eküon Landuve.lL.te,Uü,guttg aU.6 gJtuttd.6ä1zUc.lten EIL-

wagungen dagegen aU.6. 

Zu.6a.mmen6M.6 end hebt die Bundu.6 eküon Landu ve.lL.te..idigung noehma.l.6 ItVlvoJr., 

daß die EUm.in.iVlung dVl VM z.ipLinaJL.6.bta6 e dVl V.i.6 zipUnaILlui6t aU.6 dem HVG 

o6aAJohl eine /teclt-t6po~(!he a.l.6 {tUch e.itt nWVlMc./ut6tUclte FOJr.deILUng .i.6t. 
tU.e N«lI.«n/,ullltultll d«A tU .• .lpU1t4ll/.4If 4.t; 4fUl .. ~ ... J I ••• tI tI tI ..,..4 ....... .,.." ............. 
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dem MLUzgedanken lJdwVLen Schaden zu6ugen und gtel.cltzeil:ig c:Ue BVLU6lJrniWlVt­

pVLlJonen Z(t el.ttVL WtvVLItWttiAmaßig lJtoJLk benadtle..Wgtett Ko.1Jte .t.nnVLluttb 

dVL blJtVL/Lel.dt1.6chen Beamten~dta6t dekta.6lJ.t.VLe't. 
sdt.U.eßUdt be6iUr.dttd c:Ue BundeM ektion Land~ veJttel.c:Ugung, nadtdem - duAdt 
wen auch .immVl _ el.ne DJJt lJ dtJli_6tUch am 11. F ebJtltaJt 1988 gegebene't Il.t6age 

gebJtoclten woJtdett .i.lJt, .im IIlLU1UA.vantJtag .im walJJtlJ-ten Sbme deA Woue}, ltbeJl-' 

6altJten zu wVldw. 

NadtJLi.chttic:It:' , ,. '..., 

AbzNR'PJto6. VJt• fe..ti~ ERMACORA 
mit dem EMuclten um ~ettlttttiAMlune 

:, Ga ,(,L(itt,.U.,l) Ql1 ,allI, L~ y ,li, K, 
,--:-~---==----=--

, ' 
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